
eine Verordnung über die Ernte von Schildkrö-
teneiern und zwei Leuchttürme über die Sou-
veränität von zwei Inseln entscheiden (was der
IGH selbst auch eingeräumt hat). Das sollte
aber kein Grund dafür sein, bei der Vertragsaus-
legung andere Maßstäbe als die der Wiener Ver-
tragsrechtskonvention anzuwenden. Auch wenn
mangels anderer Titel die recht bescheidenen
›effectivités‹ für die Souveränität ausschlagge-
bend waren, so überzeugt dies eher als ein Er-
gebnis, das die Auslegung des Vertrags von 1891
überdehnt hätte, um ein vertraglich fundiertes
Ergebnis zu erreichen, welches der Vertrag in
Wahrheit nicht hergibt. ❒

Hilfreicher Schadensersatz

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Beendigung des Lockerbie-Falles –
Einvernehmen der Parteien über die Strei-
chung – Annäherung zwischen Libyen und
Großbritannien sowie den USA

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Kirsten
Schmalenbach, Späte Gerechtigkeit für Locker-
bie, VN 1/2000 S. 28f., fort.)

Erst 2003 hat der Lockerbie-Fall seinen Ab-
schluß gefunden. Mit seiner Resolution 1506
(Text: VN 5/2003 S. 198f.) beschloß der Sicher-
heitsrat mit 13 Stimmen bei Stimmenthaltung
Frankreichs und der Vereinigten Staaten am 12.
September 2003, die gegen Libyen gerichteten,
1999 nur ausgesetzten Sanktionen ganz aufzu-
heben. Zwei Tage zuvor waren die beiden 1992
beim IGH eingereichten Klagen Libyens zu
Fragen der Auslegung und Anwendung des
Montrealer Übereinkommens von 1971 im Ge-
folge des Luftzwischenfalls bei Lockerbie – die
eine war gegen Großbritannien, die andere ge-
gen die USA gerichtet – durch Beschluß des IGH
von der Liste der bei ihm anhängigen Streitsa-
chen gestrichen worden. Verfügt wurde diese
Streichung, weil die Parteien in den beiden Fäl-
len eine einvernehmliche Lösung gefunden und
den Fall gemäß Art. 88 der Verfahrensordnung
des IGH beendet haben.
Grundlage dafür waren Schreiben – einmal Li-
byens und Großbritanniens, einmal Libyens und
der USA – vom 9. September mit der Mitteilung
der Parteien an den IGH, daß sie übereingekom-
men seien, das Verfahren einzustellen. Das be-
deutet, daß sie auf jede weitere Geltendmachung
der Ansprüche verzichten. Diese Einigung war
zustandegekommen, nachdem Libyen sich be-
reiterklärt hatte, bedeutende Schadensersatzsum-
men an die Hinterbliebenen der Opfer zu zah-
len. Daß Frankreich zunächst keine vergleichba-
re Entschädigung für die Opfer des 1989 erfolg-
ten Anschlags auf einen Flug der ›Union de
Transports Aériens‹ erhalten hatte, für den die
Verantwortung ebenfalls Libyen zugeschrieben
wird, war der Beweggrund seiner Enthaltung bei
der Abstimmung über die Resolution 1506 des
Sicherheitsrats. Die USA hingegen wollten die
Entschließung passieren lassen, ohne sich mit
Annäherung an Libyen zu sehr zu beeilen.
Die Streitigkeit ging zurück auf die Explosion
eines Flugzeugs der Fluggesellschaft ›Pan Ame-

rican‹ über dem schottischen Ort Lockerbie am
21. Dezember 1988, bei der 290 Menschen ge-
tötet wurden. Das Attentat wurde zwei Libyern
zugeschrieben, die angeblich mit Unterstützung
ihrer Regierung gehandelt hatten. Großbritanni-
en und die USA hatten die Auslieferung der mut-
maßlichen Attentäter gefordert, während Liby-
en sich auf die Konvention von Montreal über
die Sicherheit der Zivilluftfahrt von 1971 be-
rief, die den Grundsatz des ›aut dedere aut iudi-
care‹ festlegt, was bedeutet, daß Libyen nicht
ausliefern muß, wenn es selbst für die Aburtei-
lung der Täter sorgt. Mit den beiden Klagen
vom 3. März 1992 hatte Libyen vom IGH die
Feststellung begehrt, daß die Montrealer Kon-
vention keine Verpflichtung zur Auslieferung
enthält, und gleichzeitig einen Antrag auf Erlaß
einstweiliger Anordnungen gestellt.
Drei Tage, nachdem die mündliche Verhandlung
über die einstweiligen Anordnungen abgeschlos-
sen waren, handelte der Sicherheitsrat gemäß Ka-
pitel VII der Charta und verabschiedete am 31.
März 1992 seine Resolution 748 (Text: VN 2/
1992 S. 68f.), in der er Libyen verpflichtete, die
mutmaßlichen Täter zu überstellen. Da nach Art.
103 der Charta eine solche Resolution den ande-
ren Verpflichtungen aus internationalen Über-
einkünften vorgeht, sah der IGH keinen Anlaß
mehr, über den Antrag auf Erlaß einstweiliger
Maßnahmen zu entscheiden. Allerdings stellte
er in seinen Entscheidungen vom 14. April 1992
zugleich fest, daß er in dieser Phase des Verfah-
rens zu keiner anderen Frage Stellung beziehen
müsse, einschließlich der Frage der Zuständig-
keit, die durch Großbritannien und die USA im
Wege der vorgängigen Einrede bestritten wor-
den war.
Über die Einrede entschied der IGH am 27. Fe-
bruar 1998. Obwohl sich seine Zuständigkeit aus
Art. 14, Abs. 1 der Montrealer Konvention er-
gab, die nach dem Erlaß der Resolution des Si-
cherheitsrats nicht mehr anwendbar war, ent-
schied der IGH, daß er zuständig sei, weil die
Zuständigkeitsfrage mit Bezug auf den Zeit-
punkt der Klageerhebung zu beurteilen ist. Die
Einrede gegen die Zulässigkeit der Klage wurde
abgewiesen. Auch in diesem Urteil lehnte der
IGH es ab, über die Anträge Großbritanniens
und der USA zu entscheiden, die dahin gingen,
daß die Klage gegenstandslos (moot) sei, weil
die Resolution des Rates die Anwendung der
Montrealer Konvention ausschloß. Das schriftli-
che Verfahren nahm daraufhin seinen Lauf. In
jedem der beiden Fälle wurden jeweils fristge-
recht zwei Schriftsätze vorgelegt; der letzte am
3. August 2001. Es war daher zu erwarten, daß
nach Anberaumung der mündlichen Verhand-
lung und dem Urteil die vieldiskutierte Frage be-
antwortet würde, ob und wie der IGH sich zur
Resolution des Sicherheitsrats äußert, deren im-
plizite Überprüfung ihm zusteht. Durchaus frag-
lich war, ob die Resolution die Befugnisse des
Rates überschritt, weil sie eine Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
durch den Terrorismus auf Grund der Taten von
nur zwei Personen feststellte – und dies vier
Jahre nach dem Attentat. Die Völkerrechtslehre
hatte sich dieser Frage inzwischen intensiv an-
genommen, wird aber nun ohne Stellungnahme
des IGH hierzu bleiben, weil die beiden Klagen
ja zurückgenommen wurden. Dies war sicher
nicht zuletzt auf die Aburteilung der Täter durch

ein schottisches Gericht zurückzuführen. Es hat-
te zu diesem Zweck in der niederländischen Stadt
Zeist getagt und einen der mutmaßlichen At-
tentäter verurteilt, den anderen jedoch freige-
sprochen.
Der wesentliche Grund aber ist wohl der, daß
Libyen im Bemühen, aus der politischen Isolati-
on wegen früherer terroristischen Aktivitäten her-
auszukommen und die Aufhebung der im Zu-
sammenhang mit dem Attentat von Lockerbie
erlassenen Sanktionen zu erreichen, sich bereit-
erklärt hatte, den Opfern des Attentats und ihren
Hinterbliebenen Schadensersatz in Höhe von
insgesamt 2,7 Mrd US-Dollar zu zahlen. ❒

Erbe des Ersten Golfkriegs

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Iran gegen USA – Zerstörung irani-
scher Bohrinseln durch die US-Marine –
Freundschaftsvertrag von 1955 als Zustän-
digkeitsgrundlage – Verletzung der Handels-
freiheit oder Rechtfertigung durch Selbst-
verteidigungsrecht – Unbegründetheit der
Widerklage – Position des Gerichts zur Fra-
ge der Gewaltanwendung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Karin Oel-
lers-Frahm in VN 1/1997 S. 29ff. fort.)

Die Streitigkeit betreffend Ölplattformen (Isla-
mische Republik Iran gegen Vereinigte Staaten
von Amerika), über die der IGH am 6. Novem-
ber 2003 entschied, hatte ihren Ausgangspunkt
im mehrjährigen, zwischen Irak und Iran ge-
führten Ersten Golfkrieg. Fast auf den Tag ge-
nau elf Jahre zuvor, am 2. November 1992, er-
hob Iran Klage gegen die USA wegen der Zer-
störung von drei iranischen Bohrinseln in den
Jahren 1987 und 1988. Die Angriffe der US-
Marine auf die Bohrinseln wurden vom IGH
nicht als Akte der Selbstverteidigung gewertet;
gleichwohl hat Iran keinen Anspruch auf Ent-
schädigung. Die Widerklage der USA wurde
verworfen. Bemerkenswert sind Zahl und Ge-
halt der Sondervoten zum Urteil; sie bringen ein
neues Verständnis der Rolle des IGH zum Aus-
druck.

I. Im Verlauf des Ersten Golfkriegs war ab 1984
im sogenannten Tankerkrieg der Persische Golf
vermint worden. Handelsschiffe sowie andere
Schiffe verschiedener (auch neutraler) Staaten
wurden angegriffen, so daß die freie Schiffahrt
in diesem Gewässer stark behindert war. Dar-
aufhin bemühte sich insbesondere Kuwait um
die Umflaggung seiner Schiffe unter die Flagge
der Vereinigten Staaten, Großbritanniens oder
der Sowjetunion. Die USA übernahmen zudem
den Geleitschutz für diese Schiffe. Kuwait hatte
auf diesem Wege elf Schiffe unter US-Flagge
registriert. Auch andere Staaten, beispielsweise
Frankreich, entsandten Kriegsschiffe zum Golf,
um die dort fahrenden Schiffe zu schützen. Den-
noch kamen Angriffe auf Schiffe vor, und ins-
besondere zwei Angriffe waren Auslöser der
Streitigkeit zwischen Iran und den USA.
Am 16. Oktober 1987 wurde die ›Sea Isle City‹
angegriffen, ein unter amerikanischer Flagge fah-
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render kuwaitischer Tanker. Die USA schrieben
den Angriff Iran zu und zerstörten drei Tage
später Teile der iranischen Bohrinselkomplexe
Reshadat und Resalat, und zwar, wie sie erklär-
ten, als Maßnahme der Selbstverteidigung. Am
14. April 1988 wurde das amerikanische Kriegs-
schiff ›Samuel B. Roberts‹, das von einer Ge-
leitschutzfahrt zurückkam, von einer Mine in den
internationalen Gewässern nahe Bahrains getrof-
fen; vier Tage später zerstörten die USA die Öl-
förderkomplexe Salman und Nasr und deklarier-
ten dies ebenfalls als Maßnahme der Selbstver-
teidigung. Iran hielt dies für rechtswidrig und
wollte Schadensersatz für die zerstörten Ölplatt-
formen auf gerichtlichem Wege erreichen. Die
Frage war, auf welcher Zuständigkeitsgrundlage
Iran vor dem IGH vorgehen konnte.
Als einzige derartige Grundlage konnte der
(auch nach dem Sturz des Schahs nicht gekün-
digte) ›Vertrag über Freundschaft, Wirtschafts-
beziehungen und Konsularrechte zwischen den
Vereinigten Staaten und Iran‹ von 1955 heran-
gezogen werden, dessen Artikel XXI Absatz 2
für Fragen der Auslegung und Anwendung des
Vertrags die Zuständigkeit des IGH begründet.
Ein solcher Vertrag ist gewiß nicht die ideale
Zuständigkeitsgrundlage in Fragen, die die An-
wendung von Gewalt betreffen. Iran konnte da-
her in seiner Klage auch nur die Verletzung des
Art. X rügen, der die Freiheit von Handel und
Schiffahrt zwischen dem Staatsgebiet der bei-
den Vertragsparteien garantiert, mit der Begrün-
dung, daß durch die Zerstörung der Bohrinseln
die Handelsfreiheit verletzt worden sei.
Die Zuständigkeit des IGH wurde seitens der
USA im Wege von vorgängigen Einreden ange-
fochten. Die wesentliche Frage war die, ob die
Streitigkeit der Parteien bezüglich der gewaltsa-
men Aktionen der USA ein Streit »über die Aus-
legung und Anwendung« des Vertrags darstell-
te. In seinem Urteil vom 12. Dezember 1996
kam der IGH zu dem Schluß, daß der Vertrag an
sich die Klage des Iran nicht ausschloß und daß
konkret durchaus eine Beeinträchtigung des Han-
dels durch die Zerstörung der Bohrinseln ent-
standen sein konnte, so daß der Vertrag von 1955
als Zuständigkeitsgrundlage in Betracht kam.
Allerdings betonte der IGH, daß ausschließlich
Aspekte der Freiheit von Handel und Schiffahrt
entschieden werden könnten.
Am 23. Juni 1997 erhoben die USA Widerklage
und beantragten die Feststellung, daß die Aktio-
nen Irans im Golf 1987/88, die unter anderem
die Verlegung von Seeminen sowie Angriffe
auf Schiffe unter US-Flagge betrafen, ebenfalls
eine Verletzung von Art. X des Vertrags von
1955 darstellten. Mit Entscheidung vom 10. März
1998 ließ der IGH die Widerklage zu.

II. Es ging also in der Hauptsache einerseits um
die Feststellung, ob Art. X des Vertrags durch
die USA verletzt worden war, und in einem zwei-
ten Aspekt dann um die Widerklage.

� Verletzung des Vertrags durch die USA
Dem Vorwurf der Verletzung des Vertrags durch
die USA wegen der Zerstörung der Bohrinseln
wurde seitens der USA die Bestimmung in Art.
XX Abs. 1d entgegengehalten, der niederlegt,
daß »der Vertrag die Anwendung von Maßnah-
men nicht ausschließt…, d) die erforderlich
sind, um die Verpflichtungen einer Vertragspar-

tei für die Aufrechterhaltung oder Wiederher-
stellung des Weltfriedens oder der internationa-
len Sicherheit zu erfüllen, oder erforderlich sind
zum Schutz ihrer wesentlichen Sicherheitsinter-
essen«.
Zunächst mußte sich der IGH der Frage stellen,
wie er bei seiner Prüfung vorgehen sollte: sollte
er erst prüfen, ob Art. X verletzt ist, und dann,
ob diese Verletzung durch Art. XX Abs. 1d ge-
rechtfertigt ist, oder umgekehrt? Da dieser Fall
insgesamt Fragen der Gewaltanwendung an-
sprach und da der Vertrag von 1955 erst sehr spät
überhaupt in dem Gesamtzusammenhang er-
wähnt wurde, hielt der Gerichtshof es für ange-
messen, sich zunächst mit der Frage auseinan-
derzusetzen, ob die Zerstörung der Bohrinseln
gemäß Art. XX Abs. 1d gerechtfertigt ist, ob sie
also als Akte der Selbstverteidigung anzusehen
sind, so daß, wenn diese Frage bejaht würde,
auch keine Verletzung von Art. X vorläge.
Auch wenn die USA die Zerstörung der Bohrin-
seln als Akt der Selbstverteidigung angesehen
hatten und den Sicherheitsrat umgehend dem-
entsprechend informiert hatten, so konnte die
Prüfung der Anwendbarkeit von Art. XX Abs.
1d des Vertrags natürlich nur in strikter Bezug-
nahme auf den Vertrag erfolgen, denn nur die-
ser war Grundlage der Zuständigkeit des IGH.
Die Frage, ob die Zerstörung der Bohrinseln als
Maßnahme der Selbstverteidigung nach allge-
meinem Völkerrecht gerechtfertigt war, hatte der
IGH daher nicht zu beurteilen. Aber, so führte
der IGH aus, die Vorschrift, daß die zur Wah-
rung der ›wesentlichen Sicherheitsinteressen‹
erforderlichen Maßnahmen eine Verletzung des
Vertrags rechtfertigen können, könne nicht so
verstanden werden, daß diese Maßnahmen eine
Gewaltanwendung erlauben, die nicht vom Völ-
kerrecht gedeckt ist. Denn in Übereinstimmung
mit Art. 31 Abs. 3c der Wiener Vertragsrechts-
konvention muß die Auslegung der Vertragsbe-
stimmung »jeden in den Beziehungen zwischen
den Vertragsparteien anwendbaren einschlägi-
gen Völkerrechtssatz« berücksichtigen. Die Re-
geln der Charta der Vereinten Nationen und des
Gewohnheitsrechts sind demnach bei der Aus-
legung zu beachten.
Unter dieser Prämisse untersuchte der IGH die
beiden Zwischenfälle mit dem Ergebnis, daß
kein Fall der Selbstverteidigung nach Art. 51 der
UN-Charta vorlag. Die USA hatten nach Auf-
fassung des IGH im Fall der ›Sea Isle City‹
nicht hinreichend bewiesen, daß ein bewaffne-
ter Angriff seitens Irans vorlag, auf den ihre Ak-
tion der Zerstörung der Bohrinseln eine ange-
messene und notwendige Reaktion darstellte,
und daß die Bohrinseln militärische Ziele wa-
ren. Für diesen Zwischenfall hätten die USA be-
weisen müssen, daß das Geschoß, durch das das
Schiff getroffen wurde, von Iran abgefeuert wor-
den war. Hierzu gab es aber nur einen einzigen
Augenzeugen, der jedoch auch nur ein »Ge-
schoß aus Richtung Iran« wahrgenommen hatte
und der zudem erst zehn Jahre nach dem Zwi-
schenfall aussagte. Das war in den Augen des
IGH kein ausreichender Beweis; auch andere
Beweismittel wie etwa der Verweis auf eine An-
kündigung von Präsident Ali Khamenei, daß Iran
die USA angreifen werde, wenn diese sich nicht
aus der Region zurückzögen, sei zu vage.
Auch zum zweiten Zwischenfall, der die ›Sa-
muel B. Roberts‹ betraf, fand der IGH die Be-

weise der USA zwar durchaus gehaltvoll, »aber
nicht schlüssig«, da nicht hinreichend klar be-
wiesen wurde, ob die Mine, die das Schiff schwer
beschädigte, von Iran gelegt war. Allerdings äu-
ßerte der IGH sich nicht dazu, was er als über-
zeugenden Beweis angesehen hätte, was in meh-
reren Sondervoten zu Recht kritisiert wird. Da
keine Angriffe auf andere Schiffe zur gleichen
Zeit bekannt wurden, stellte der Gerichtshof in
diesem Zusammenhang grundsätzlich fest, daß
auch der Angriff auf ein einzelnes Schiff als ›be-
waffneter Angriff‹ im Sinne des Art. 51 der UN-
Charta angesehen werden könne. In diesem Zu-
sammenhang ist insbesondere das Sondervotum
von Richter Bruno Simma interessant, der die
Frage der Zurechenbarkeit der Verantwortlich-
keit näher untersuchte. Da die Verminung im Per-
sischen Golf entweder durch Iran oder Irak er-
folgt war, sei die Verantwortung Irans in jedem
Fall zu bejahen nach dem Prinzip, wonach bei
mehreren Verursachern eines Schadens jeder her-
angezogen werden kann (joint and several liabi-
lity). Ein entsprechendes allgemeines Rechts-
prinzip meinte er aus einer Reihe nationaler
Rechtsordnungen herleiten zu können.
Obwohl das Vorliegen eines bewaffneten An-
griffs verneint wurde, prüfte der IGH dennoch,
ob die Maßnahme der USA »erforderlich und
angemessen« war, da dies nicht nur im Rahmen
der Selbstverteidigung von Bedeutung sei, son-
dern auch als Kriterium in Art. XX Abs. 1d des
Vertrags von 1955 angeführt ist. Auch hier kam
der IGH aber zu einem negativen Ergebnis, denn
selbst wenn man unterstellen würde, daß von
den Bohrinseln bewaffnete Aktionen ausgingen
(wofür die USA für zwei der zerstörten Bohrin-
seln gar keine Beweise vorbrachten), könnten
die Angriffe nicht als Selbstverteidigungsakte
charakterisiert werden, weil sie unverhältnis-
mäßig waren. Die USA haben nicht vorgetra-
gen, daß sie sich gegen von den Bohrinseln aus-
gehende angebliche militärische Aktivitäten je-
mals beschwert hatten, was ebenfalls dagegen
spricht, daß die Angriffe auf die Bohrinseln als
eine erforderliche Maßnahme angesehen wer-
den könnten. Hingegen könne die Reaktion auf
den Angriff auf die ›Sea Isle City‹ als verhält-
nismäßig betrachtet werden, wenn der Gerichts-
hof sie für erforderlich gehalten hätte, wohinge-
gen die Reaktion auf den Angriff auf die ›Sa-
muel B. Roberts‹ nicht als verhältnismäßig an-
gesehen werden könne, da die Beschädigung ei-
nes einzigen Schiffes nicht die Zerstörung von
zwei Bohrinseln rechtfertige. Damit kam der
IGH zu dem Ergebnis, daß die Rechtfertigung
nach Art. XX Abs. 1d des Vertrags von 1955
nicht greift, so daß er also weiter prüfen mußte,
ob eine Verletzung von Art. X des Vertrags von
1955 vorlag.
Auch hier scheint ein Verweis auf das Sonder-
votum von Richter Simma angebracht, der seine
These von den ›verhältnismäßigen Gegenmaß-
nahmen‹ darlegte, wonach zwei Stufen der Ge-
waltanwendung/Selbstverteidigung unterschie-
den werden müssen: einerseits der ›bewaffnete
Angriff‹, der die Selbstverteidigung nach Art.
51 der Charta erlaubt, andererseits ein geringe-
res Maß militärischer Aktionen, die zwar kei-
nen bewaffneten Angriff darstellen, gegen die
der Staat sich jedoch auch mit militärischen
Maßnahmen verteidigen darf, die aber geringe-
ren Umfang haben und die Voraussetzungen Er-
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forderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Unver-
züglichkeit erfüllen müssen. Allerdings war er
der Meinung, daß im vorliegenden Fall auch die-
se geringere Stufe der militärischen Maßnahmen
seitens der USA nicht gerechtfertigt war, weil es
an der Verhältnismäßigkeit der Reaktion fehlte.

� Verletzung von Art. X des Vertrags
In diesem Komplex war nur zu prüfen, ob die
Freiheit des Handels durch die Zerstörung der
Bohrinseln verletzt war, denn Iran hatte nicht
auch die Verletzung der Freiheit der Schiffahrt
gerügt (das hatten nur die USA in ihrer Wider-
klage vorgebracht). Der IGH stellte zunächst
fest, daß es sich lediglich um den Handel zwi-
schen den Vertragsparteien, nicht auch den mit
Drittstaaten handeln könne. Er kam zu dem Er-
gebnis, daß die Freiheit des Handels nicht ver-
letzt sei. Die Begründung hierfür lag für die im
Oktober 1987 zerstörten Bohrinseln in der Er-
wägung, daß diese zum relevanten Zeitpunkt
gar nicht zur Förderung von Erdöl benutzt wur-
den, da sie nach einem irakischen Angriff repa-
riert wurden und erst kurz vor ihrer Wiederinbe-
triebnahme standen. Daher erfüllten sie keine
Funktion, die irgendwie mit der Freiheit des Han-
dels in Verbindung stand. Bei den Bohrinseln,
die im April 1988 zerstört wurden, sei ebenfalls
keine Verletzung der Freiheit des Handels gege-
ben, denn wegen eines von den USA verfügten
Handelsembargos vom 29. Oktober 1987 gegen
Iran gab es zum Zeitpunkt der Zerstörung der
Bohrinseln keinen Handel zwischen den beiden
Vertragsparteien und folglich keine Verletzung
des Vertrags, der diesen Handel schützte. Auch
der Einwand Irans, daß das Handelsembargo
ausdrücklich nicht auf iranische Produkte er-
streckt war, die über Drittstaaten in die USA ge-
langten, änderte an der Auffassung des IGH
nichts, da es nicht darum ging, ob iranische Öl-
produkte in die USA gelangten, sondern ob di-
rekter Handel zwischen den beiden Staaten be-
stand, und das war nicht der Fall.

� Die Widerklage
Auch die Widerklage der USA wurde als unbe-
gründet zurückgewiesen. Iran hatte vier Einre-
den gegen die Widerklage vorgebracht, die je-
doch alle abgewiesen wurden. Die USA hatten
sich in der Widerklage auf beide Freiheiten –
die des Handels und die der Schiffahrt – ge-
stützt. Der IGH stellte auch hier wiederum fest,
daß die USA ihrer Beweispflicht nicht hinrei-
chend nachgekommen seien, denn sie hätten be-
legen müssen, daß eine tatsächliche Behinde-
rung von Handel und Schiffahrt zwischen den
Vertragsparteien bestand; die Tatsache, daß die
Schiffahrt im Golf wegen des Krieges ganz all-
gemein gefährlich war, reiche nicht aus. Die
sehr allgemein gehaltene Widerklage (generic
counter-claim) hätte durch spezielle Vorkomm-
nisse belegt werden müssen.

III. Der IGH entschied den Teil des Streits, der
die Klage Irans betraf, in seinem Urteil unter ei-
nem einzigen Punkt mit 14 zu 2 Stimmen. Er be-
fand zunächst, daß kein Fall der Selbstverteidi-
gung seitens der USA vorlag, und sodann – in
der gleichen Passage –, daß Art. X des Freund-
schaftsvertrags nicht verletzt war. Für dieses
Vorgehen wurde der IGH in einer Anzahl von
Sondervoten heftig gerügt, denn erstens gehör-

ten die Ausführungen zum Selbstverteidigungs-
recht respektive zu Art. XX Abs. 1d überhaupt
nicht in den Tenor des Urteils, weil Iran in sei-
ner Klage nur eine Verletzung von Art. X gerügt
habe, und zweitens sei die Verknüpfung in ei-
nem einzigen Punkt des Tenors unangemessen,
da es ein bestimmtes Abstimmungsverhalten her-
ausfordere. Das aber, so darf man vermuten, war
gerade die Absicht des IGH. Im zweiten Punkt
des Urteilstenors wurde mit 15 Stimmen gegen
eine entschieden, daß die Widerklage der USA
nicht begründet war.
Dem Urteil sind zwei Erklärungen, ein abwei-
chendes Votum (Al-Khasawneh) und acht Son-
dervoten beigegeben. Die große Zahl der separa-
ten Stellungnahmen zeigt, daß es um eine grund-
sätzliche Frage ging, nämlich, ob der IGH nicht
›ultra petita‹ entschieden habe, also über den ihm
vorliegenden Antrag hinausgegangen sei, indem
er sich im Tenor des Urteils zur Frage der Selbst-
verteidigung geäußert hat. Diese Frage ist von so
großer Bedeutung, daß ein Überblick über die
Sondervoten angebracht erscheint.
Vizepräsident Ranjeva rechtfertigt in seiner Er-
klärung das Vorgehen des IGH, zunächst Art.
XX Abs. 1d des Vertrags zu prüfen, da er damit
zum eigentlichen Kern des Falles, nämlich der
Gewaltanwendung, vordringe. Ähnlich argumen-
tiert auch Richter Koroma, der insbesondere her-
vorhebt, daß die Auslegung von Art. XX Abs.
1d im Lichte der Regeln der Charta zum Selbst-
verteidigungsrecht richtig war und daß das Vor-
gehen auch nicht ›ultra petita‹ sei.
Richterin Higgins hingegen kritisiert vor allem,
daß die Feststellungen zu Art. XX Abs. 1d im
Tenor erscheinen, aber auch, daß Art. XX über-
haupt geprüft wurde. Sie bezieht sich auf die
Entscheidung von 1996 über die vorgängigen
Einreden, in denen der IGH deutlich festgestellt
hatte, daß Art. XX Abs. 1d nur eine Rechtferti-
gung darstellt. Wenn keine Vertragsverletzung
festgestellt wird, stellt sich die Prüfung einer
solchen Rechtfertigungsklausel nicht. Und auch
wenn sie sich stellt, ist sie niemals – außer im
1986 entschiedenen Fall Nicaragua/USA, der
aber anders gelagert war, da die USA am Ver-
fahren nicht teilnahmen – in den Urteilstenor
aufgenommen worden. Die Feststellungen hier-
zu seien Teil der Gründe, denn im Tenor werden
die Klageanträge nur abgelehnt oder angenom-
men, und Klageantrag war allein, ob Art. X des
Vertrags von 1955 verletzt war. Der Gerichts-
hof sei frei, die Gründe zu wählen, auf die er
sein Urteil stützt; er habe dies aber immer mit
Blick auf das »wirkliche« anwendbare Recht
getan. Im vorliegenden Fall komme hinzu, daß
die Prüfung genau dieser Frage, nämlich der Ge-
waltanwendung, auch durch den Kläger selbst
nicht angesprochen worden war. Im weiteren
setzt sie sich mit Fragen der Beweiswürdigung
auseinander und fordert, daß der IGH deutlich
machen solle, welchen Standard von Beweisen
er verlange; insbesondere hätte er dies im vor-
liegenden Fall verdeutlichen müssen.
Richter Parra-Aranguren drückt ebenfalls seine
Ablehnung des Vorgehens des IGH aus. Er hät-
te zunächst Art. X des Vertrags prüfen müssen,
da Art. XX Abs. 1d keine eigenständige Bedeu-
tung hat, sondern nur zur Rechtfertigung von
Vertragsverletzungen herangezogen werden kön-
ne, und daher im vorliegenden Fall gar nicht ge-
prüft werden durfte.

Richter Kooijmans sprach sich ebenfalls dage-
gen aus, daß Art. XX Abs. 1d Raum im Urteils-
tenor gefunden hat; damit sei eine Rechtsan-
sicht, die nicht Gegenstand der Klage war, in
den Tenor eingeflossen. Die Klage war auf die
Frage einer Verletzung von Art. X gerichtet,
und nur diese Frage hatte der Gerichtshof zu be-
antworten. Zwar stelle Art. XX Abs. 1d eine ei-
genständige Bestimmung dar, nicht nur eine
Rechtfertigungsklausel, so daß der IGH durch-
aus wählen konnte, ob er mit Art. XX oder Art.
X beginnen wollte. Aber nachdem Art. XX ab-
zuweisen war, hätte dies im Tenor keinen Nie-
derschlag finden dürfen.
Richter Al-Khasawneh trägt als einziger eine ab-
weichende Meinung vor. Auch seine Bedenken
betreffen die Feststellung zu Art. XX im Tenor
und zudem die Zusammenfassung der Feststel-
lungen zu Art. XX und Art. X unter einem einzi-
gen Punkt des Urteils. Er sei nicht der Auffas-
sung, daß die USA Art. X nicht verletzt haben.
Die Unterscheidung zwischen direktem Handel
und indirektem Handel über den Umweg über
Drittstaaten sei nicht akzeptabel. Ebenso teilte er
die Entscheidung zur Widerklage als Folge die-
ser engen Interpretation des Begriffs Handel nicht,
und hätte es auch hier vorgezogen, eine Verlet-
zung von Art. X durch Iran festzustellen.
Auch der amerikanische Richter Buergenthal
kann die Entscheidung zu Art. XX nicht teilen.
Er sieht hierin eine Verletzung der Regel ›non
ultra petita‹; zudem ist er der Meinung, daß kei-
ne Zuständigkeit vorlag, über Art. XX zu ent-
scheiden, weil keine Verletzung von Art. X ge-
geben war. Aber selbst wenn man unterstelle,
daß der Gerichtshof Art. XX in diesem Fall prü-
fen konnte, so überschritt doch die Auslegung
von Art. XX im Lichte der völkerrechtlichen Re-
geln über Gewaltanwendung seine Zuständig-
keit. Denn Art. 31 Abs. 3c der Wiener Vertrags-
rechtskonvention, wonach bei der Auslegung
eines Vertrags alle relevanten Regeln des Völ-
kerrechts, die zwischen den Parteien anwendbar
sind, berücksichtigt werden müssen, könne nicht
bedeuten, daß alle diese Regeln zur eigenständi-
gen Beurteilung des IGH freigegeben seien. Der
IGH sei immer durch die Zuständigkeitsklausel
des Vertrags gebunden. Wenn er im Rahmen der
Auslegung eines bilateralen Vertrags Fragen der
Gewaltanwendung nach der Charta prüfen wol-
le, so müsse hierzu die Zustimmung der Streit-
parteien vorliegen. Dadurch, daß der Gerichts-
hof im vorliegenden Fall bei der Auslegung von
Art. XX Abs. 1d des Vertrags von 1955 letztlich
nur geprüft habe, ob die USA in rechtmäßiger
Gewaltanwendung nach den Regeln der Charta
gehandelt haben, habe der IGH den Fall zu ei-
nem über Gewaltanwendung unter allgemeinem
Völkerrecht gemacht, nicht aber den bilateralen
Vertrag ausgelegt. Selbst wenn aber im Rahmen
der Auslegung von Art. XX Abs. 1d die allge-
meinen Regeln zur Gewaltanwendung einflie-
ßen, dann habe der IGH jedenfalls die Beweise
der USA nicht zutreffend analysiert. Denn er
habe die Beweise nur unter dem Aspekt der
Selbstverteidigung geprüft, ohne zu berücksich-
tigen, daß Art. XX Abs. 1d nur die Prüfung ver-
lange, ob eine Partei überzeugende Gründe da-
für hatte, gewaltsame Maßnahmen zum Schutz
ihrer wesentlichen Sicherheitsinteressen für er-
forderlich zu halten.
Richter Elaraby, der beim ersten Punkt des Te-
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nors von der Mehrheit abweicht, ist – anders als
die übrigen Richter – der Meinung, daß der IGH
die Fragen der Gewaltanwendung deutlicher und
detaillierter hätte behandeln sollen, da die Ent-
scheidung zu einem Zeitpunkt ergeht, zu dem
die Herrschaft des Rechts in vielen Teilen der
Welt großen Herausforderungen gegenübersteht
und rechtliche Äußerungen des Hauptrechtspre-
chungsorgans der Vereinten Nationen das Ge-
waltverbot stärken würden.
Das Sondervotum von Richter Owada bemän-
gelt im wesentlichen die Reihenfolge der Prü-
fung: zuerst hätte Art. X geprüft werden müs-
sen. Zu Art. XX Abs. 1d war auch er der Mei-
nung, daß er nicht gleichzusetzen sei mit dem
Selbstverteidigungsrecht nach allgemeinem Völ-
kerrecht. Der Gerichtshof habe die Frage der In-
terpretation von Art. XX in eine Frage der
Selbstverteidigung nach Völkerrecht umgedeu-
tet, und dafür fehle ihm die Zuständigkeit. Er
hätte statt dessen nur prüfen sollen, ob die kon-
kreten Aktionen der USA mit Art. XX Abs. 1d
vereinbar waren. Zusätzlich hätte er dann prü-
fen können, ob die konkreten Umstände des Fal-
les mit den einschlägigen Regeln des Völker-
rechts in Einklang standen. Art. XX Abs. 1d er-
laube gewaltsame Maßnahmen, auch wenn sie
nicht gegen einen bewaffneten Angriff gerichtet
sind, wenn sie aus wesentlichen Sicherheitsin-
teressen heraus notwendig und nicht mit dem
Völkerrecht unvereinbar sind – was allerdings
das gesamte Problem der Gewaltanwendung im
Völkerrecht anspreche.
Das schon erwähnte Sondervotum von Richter
Simma stellt zunächst klar, daß er für den ersten
Punkt des Tenors nur gestimmt hatte bezüglich
der Ausführungen zum Selbstverteidigungsrecht
(Art. XX des Vertrags), nicht zu Art. X. Nach
seiner Meinung hatten die USA durch ihre An-
griffe auf die Bohrinseln die Handelsfreiheit
verletzt. Die Auffassung des IGH zur allgemei-
nen Widerklage teilt er nicht. Ebenso wie Elara-
by betont Simma, daß die Tatsache, daß der IGH
die Frage der Gewaltanwendung gerade zu die-
ser Zeit aufgegriffen hat, durchaus einer Pflicht
entsprach, die er mit weniger Zurückhaltung
hätte wahrnehmen sollen. Der Gerichtshof hätte
den Mut haben sollen, festzustellen, welches die
grundlegenden Prinzipien des Rechts der Ver-
einten Nationen und des Gewohnheitsrechts zum
Gewaltverbot sind, ähnlich wie er es 1949 im
Korfu-Fall getan hatte. Der Gerichtshof hätte dar-
legen müssen, welche Art von Gegenmaßnah-
men die USA hätten ergreifen dürfen. Feindliche
militärische Maßnahmen, die nicht die Schwel-
le des bewaffneten Angriffs im Sinne des Art.
51 der Charta erreichen, könnten durch verhält-
nismäßige und umgehend erfolgende Verteidi-
gungsmaßnahmen auch militärischer Art erwi-
dert werden. Die Maßnahmen der USA erfüll-
ten jedoch auch diese Voraussetzung nicht.
Simma hat zudem das ausführlichste Votum zur
Widerklage der USA vorgelegt, denn in dieser
Frage teilt er die Entscheidung des IGH nicht.
Nach seiner Auffassung hätte diese Erfolg ha-
ben müssen. Alles, was für den Erfolg der Wi-
derklage ausschlaggebend war, sei die Verant-
wortlichkeit Irans für einen Großteil der Akti-
vitäten gewesen, die die Schiffahrt im Golf be-
einträchtigten. Es sei aber nicht erforderlich, das
genaue Ausmaß der iranischen Verantwortung
festzustellen, denn jedenfalls war die Freiheit

des Handels beeinträchtigt, weil höhere Versi-
cherungskosten, mehr Arbeitsaufwand und an-
dere Kosten für die Wahrnehmung des Handels
entstanden waren. Das stelle eine Verletzung
von Art. X dar.
Auch der von Iran benannte Ad-hoc-Richter Ri-
gaux konzentriert sich in seinem Votum im we-
sentlichen auf die Frage der Gewaltanwendung,
in der er mit den Feststellungen des Gerichts
übereinstimmt, da ein zweiseitiger Vertrag nicht
von den zwingenden Normen des Völkerrechts
abweichen dürfe, indem er Gewaltanwendung
zuläßt. Die Äußerungen des IGH zum Gewalt-
verbot begrüßt er ausdrücklich. Es sei Aufgabe
des Hauptrechtsprechungsorgans der Vereinten
Nationen, die Gelegenheit zu ergreifen, um die
bindende Kraft des Art. 2 Ziffer 4 der Charta zu
bekräftigen.

IV. Eine Analyse des Urteils wird sich in erster
Linie mit jener Frage befassen müssen, die auch
Hauptgegenstand in allen Sondervoten war, näm-
lich die, ob das Vorgehen des IGH, sich zu Art.
XX Abs. 1d des Vertrags zu äußern, ›ultra peti-
ta‹ war, und zwar nicht nur bezüglich der Einbe-
ziehung dieses Punktes in den Urteilstenor, son-
dern der Behandlung der Frage überhaupt.
Wenn man das Ergebnis der Entscheidung be-
trachtet, so hätten diese Überlegungen erst gar
nicht angestellt werden müssen oder sogar dür-
fen. Da die Klage eine Verletzung von Art. X
des Vertrags rügte, der IGH jedoch eine solche
Verletzung nicht feststellen konnte, war die Prü-
fung, ob eine Rechtfertigung über Art. XX ge-
geben ist, nicht erforderlich. Es ist nicht anzu-
nehmen, daß das dem IGH nicht auch klar war,
und deshalb kann man davon ausgehen, daß er
– wohl gerade auch in engem zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Irak-Krieg – seine Position
zur Frage der Gewaltanwendung deutlich ma-
chen wollte. Offensichtlich wollte er noch ein-
mal die eher enge Auslegung des Art. 51 der
Charta, die er im Nicaragua-Fall vertreten hatte,
bestätigen, um insbesondere den USA die völ-
kerrechtlichen Grenzen jeder Gewaltanwendung
vor Augen zu halten. Daß der IGH im vorlie-
genden Fall zu einer Frage Stellung genommen
hat, ohne daß dies für die Entscheidung erfor-
derlich gewesen wäre, ist besonders angesichts
der Tatsache bemerkenswert, daß sich seine
Entscheidungen bisher eher durch ein Zuviel an
Zurückhaltung ausgezeichnet hatten; zu ver-
weisen ist in diesem Zusammenhang beispiels-
weise auf sein Urteil im Fall des belgischen
Haftbefehls gegen einen kongolesischen Mini-
ster (vgl. VN 3/2002 S. 121f.), wo er sich nicht
zur außerordentlich aktuellen Frage des Welt-
rechtsprinzips geäußert hat, obwohl sich das ei-
gentlich nicht umgehen ließ.
Der Positionsbezug in Sachen Friedenswahrung
ist zu begrüßen, auch wenn dies nicht dazu füh-
ren darf, daß Grundsätze der Gerichtsbarkeit au-
ßer acht gelassen werden, wie etwa der, daß im
Urteilstenor nur die Klageanträge entschieden
werden. Da die Befassung des IGH inzwischen
ein gängiges Mittel der Streitbeilegung ist und
nicht mehr Ausnahmecharakter hat, der IGH al-
so auf weitgehende Akzeptanz stößt, ist es durch-
aus nachvollziehbar, daß er als Hauptrechtspre-
chungsorgan der Vereinten Nationen die Gele-
genheit nutzt, Rechtsfragen anzusprechen, die
sich auch anderen UN-Organen immer wieder

stellen, soweit der anhängige Fall dies erlaubt.
In der vorliegenden Sache hat er im übrigen nur
eine Rechtsauffassung bestätigt, die er bereits
mit verbindlicher Wirkung für den beklagten
Staat (die USA) im Nicaragua-Fall geäußert
hatte. Daß jetzt die Wahl der Reihenfolge der
Prüfung – erst Art. XX und dann Art. X des
Freundschaftsvertrags und nicht umgekehrt –
insbesondere nach der Entscheidung über die
Einreden im Jahre 1996 zumindest erstaunlich
war, schließt aber nicht aus, daß sie zulässig und
damit eben nicht ›ultra petita‹ war. Denn der
Ausgangspunkt der Streitigkeit war die Zerstö-
rung der Bohrinseln und nicht die daraus fol-
gende Beeinträchtigung des Handels.
Der Fall ist wieder ein Beispiel dafür, daß man-
gels allgemeiner Zuständigkeit des IGH biswei-
len Verträge zur Begründung der Zuständigkeit
herangezogen werden, die nur entfernt etwas mit
der eigentlichen Streitigkeit zu tun haben. Da
aber der IGH hier (wie auch in seiner früheren
Rechtsprechung) die Zuständigkeitsgrundlage
relativ weit ausgelegt hat, um die gerichtliche
Beilegung der Streitigkeit zu ermöglichen, ist es
legitim, den Fall dann auch so umfassend zu be-
urteilen, wie dies unter dem die Zuständigkeit
begründenden Vertrag möglich ist. Allerdings
sollte dann strikt zwischen der Entscheidung
der Klageanträge und den übrigen Erwägungen
getrennt werden. ❒

Neue Tatsachen

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Grenze zwischen El Salvador und Hon-
duras – Antrag auf Teilrevision des Urteils
von 1992 – Voraussetzungen für die Zulas-
sung einer Berufung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Christiane
Philipp und Rüdiger Wolfrum in VN 2/1993 S.
59ff. fort.)

Der Zerfall des spanischen Kolonialreichs in
Mittelamerika im 19. Jahrhundert war der Ur-
sprung der Streitigkeit betreffend die Land-, In-
sel- und Seegrenze (El Salvador gegen Hondu-
ras mit Beitritt Nicaraguas). Diese entschied
der IGH am 11. September 1992, nachdem er
sich mit den bis dahin umfangreichsten je von
Parteien eingebrachten Schriftsätzen und Plä-
doyers auseinandergesetzt hatte. Gerade noch
innerhalb der Zehnjahresfrist, innerhalb derer
nach Artikel 61 des IGH-Statuts ein Revisions-
antrag gestellt werden kann, beantragte El Sal-
vador die Wiederaufnahme des Verfahrens, näm-
lich am 10. September 2002. Der Antrag wurde
am 18. Dezember 2003 abgewiesen. Entschie-
den wurde wie beim Urteil von 1992 durch ei-
ne fünfköpfige besondere Kammer, die gemäß
Art. 26 Abs. 2 des Statuts eingerichtet worden
war. Der von Honduras benannte Ad-hoc-Rich-
ter Santiago Torres Bernárdez hatte als einzi-
ger auch an der Entscheidung von 1992 mitge-
wirkt.
Es war der zweite Antrag auf Revision über-
haupt in der Geschichte des IGH. Der andere
wurde im Februar 2003 entschieden und betraf
das Urteil über die vorgängigen Einreden im
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